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Abänderungsantrag Edgar Kupper
zum Antrag der Justizkommission vom 1. Februar 2024

vom 20. März 2024

Geschäft RG 225/2023: 1. Änderung der Verfassung des Kantons Solothurn (KV);
2. Totalrevision des Gesetzes über die Gebäudeversiche-
rung, Brandverhütung, Feuerwehr und Elementarschaden-
hilfe (Gebäudeversicherungsgesetz; GVG); 3. Änderung
des Gebührentarifs (GT)

§ 78 Abs. 3 (Ziff. I., Beschlussesentwurf 2) soll lauten:
Der Beitrag der SGV an die Kosten der Feuerwehren beträgt mindestens:
a) für Neuanschaffungen von persönlicher Ausrüstung, Gerätschaften und Fahrzeugen: 50 %
b) für Neuerstellung und Verbesserung von Feuerwehrmagazinen: 50 %

Begründung:
Der VSEG als Vertreter der 106 Einwohnergemeinden hat in seiner Vernehmlassungseingabe zur
Totalrevision klar festgehalten, dass die Gemeinden im Bereich der Fahrzeug- und Gerätebe-
schaffung eine neue Variante «Beschaffung Fahrzeuge/Gerätschaften durch SGV und gleichzeiti-
ger Finanzierung durch SGV» bevorzugen würden. Mit dieser Variante würde das Fahrzeug- und
Gerätebeschaffungswesen im Kanton Solothurn deutlich vereinfacht (einheitliche Standards) und
gesamtheitlich gesehen kosteneffizienter geführt werden können. Mit der einheitlichen Beschaf-
fung und Finanzierung durch die SGV könnte aus Sicht der Gemeinden der angestrebte Harmo-
nisierungsprozess für die Bereiche Fahrzeuge und Gerätschaften deutlich beschleunigt und sehr
viele Kosten für den Steuerzahler eingespart werden. Anbei ist zu erwähnen, dass mit einem sol-
chen neuen Ansatz auch die Verantwortlichkeiten klar geregelt hätten werden können: Die Ge-
meinden stellen die Manpower (Feuerwehrpersonalressourcen) und die SGV die Gerätschaften
und Materialien zur Verfügung. Diese Aufgabenteilung ist vergleichbar mit der diesbezüglichen
Handhabung in anderen Kantone und berücksichtigt die Philosophie  «wer zahlt befiehlt». Mit
der gesamtheitlichen Verantwortung im Beschaffungswesen durch die SGV hätten sehr viele Res-
sourcen geschont und eine Harmonisierung der Fahrzeug- und Gerätschaften umgesetzt werden
können.

Da es sich im Beratungsprozess zu diesem Geschäft aber gezeigt hat, dass dieser Vorschlag nicht
mehrheitsfähig sein wird, haben die Gemeinden bzw. der VSEG die Lösung mit einer 50 : 50 %
(SGV und die Gemeinden je hälftig) anvisiert und vorgängig in die Diskussion eingebracht. Zu-
dem ist die Kostenbeitragsregelung im Gesetz und nicht auf der Verordnungsebene zu regeln,
um Klarheit und Verbindlichkeit zu schaffen.


